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Nachrichten

A22 nach Unfall 
vorübergehend gesperrt

Liestal. Eine Kollision auf der Auto-
strasse A22 sorgte gestern Vormittag 
für erhebliche Rückstaus und Behinde-
rungen. Zwei Personen wurden beim 
Unfall leicht verletzt. Wie die Polizei 
mitteilt, brach beim Anschluss Liestal 
Süd in Fahrtrichtung Frenkendorf das 
Heck eines Lieferwagens aus und kolli-
dierte seitlich mit einem korrekt entge-
genkommenden Auto. Der Lieferwagen 
prallte in die Leitplanke und blieb quer 
auf der Fahrbahn stehen. Die Beifahre-
rin im Lieferwagen wurde am Kopf ver-
letzt, die Lenkerin des Autos erlitt einen 
Schock. Die A22 wurde laut Polizei 
während 100 Minuten in beide Richtun-
gen gesperrt, der Verkehr wurde via 
Liestal-Zentrum umgeleitet. Um 10 Uhr 
normalisierte sich die Situation wieder.

Kantonale Vorlagen auf 
18. Mai angesetzt
Liestal. Die Baselbieter Regierung 
setzt auf den 18. Mai 2014 zwei kanto-
nale Vorlagen zur Abstimmung an. Das 
Stimmvolk befindet über den Gegen-
vorschlag der Pensionskassen-Initia-
tive der Gemeinden sowie über den 
Verfassungsartikel zur Einführung einer 
Gewerbeparkkarte.

Giftköder sind bei Tieren 
nur selten Todesursache
Reinach. Bei tot aufgefundenen Tieren 
vermuten besorgte Bürger oft eine Ver-
giftung als Todesursache. Viel öfter 
sterben Hunde oder Katzen aber an 
Unfällen mit Fahrzeugen. Oft würden 
die Folgen von Unfällen — innere Blu-
tungen oder akuter Herztod — mit 
einer Vergiftung verwechselt, meldet 
die Gemeinde Reinach. Der letzte 
dokumentierte Vergiftungsfall liege 
Jahre zurück — und auch da sei nicht 
erwiesen, dass die Vergiftung beab-
sichtigt gewesen sei. Es gebe aber 
Substanzen, die Haustiere nicht vertra-
gen. So vertragen Katzen keine Ratten-
gifte und kein Teebaumöl. Hunde soll-
ten keine Trauben, Schokolade und 
Zwiebeln zu sich nehmen. Wer unsi-
cher ist, ob sein Tier vergiftet wurde, 
wendet sich an eine pathologische 
Abteilung der «Vetsuisse Fakultät». 

SP Birsfelden kritisiert  
Schulraumplanung
Birsfelden. Die Birsfelder SP hat an 
ihrer Sektionsversammlung die Schul- 
und Kindergartenraumplanung debat-
tiert. Sie begrüsse die vom Gemeinde-
rat vorgezogene Variante der «Optimie-
rung und Verdichtung» sowie die 
zweite Variante für zusätzlichen Schul-
raum grundsätzlich, teilt die Partei mit. 
Den Zeitplan stufe sie aber als sehr 
ambitioniert ein. Auch sei Kritik an der 
Höhe des Projektierungskredits laut 
geworden. Hinzu komme, dass die 
Schulraumplanung offenbar nur für die 
nächsten Jahre gedacht sei und man 
weiter mit Provisorien auskommen 
müsse, anstatt nach nötigen zusätzli-
chen Standorten zu fragen. Der Bericht 
der Geschäftsprüfungskommission sei 
dennoch einer der positivsten der letz-
ten Jahre, hält die SP weiter fest.

Landrat Gerhard Schafroth hat das Amtsgeheimnis nicht verletzt
Die Strafuntersuchung gegen den GLP-Parlamentarier und seinen SVP-Ratskollegen Hanspeter Weibel ist eingestellt worden

Von Daniel Ballmer

Liestal. Gerhard Schafroth kann auf
atmen. «Das ist natürlich eine Erleich
terung», sagt der grünliberale Landrat. 
«Der Verdacht der Amtsgeheimnisverlet
zung war eine persönliche, berufliche 
und politische Belastung.» Diese Belas
tung ist nun weg. Die ausserordentliche 
Staatsanwältin Esther Omlin aus dem 
Kanton Obwalden hat das Strafverfahren 
gegen Schafroth vollumfänglich einge
stellt. Bei den durch Schafroth und sei
nen SVPRatskollegen Hanspeter Weibel 
publizierten Informationen handle es 
sich weder um Amtsgeheimnisse noch um 
Sitzungsgeheimnisse, begründet sie in 
einer gestern veröffentlichten Mitteilung.

Schafroth und Weibel hatten im Ab
stimmungskampf um die Sanierung der 
Basellandschaftlichen Pensionskasse 

(BLPK) im politischen Baselbiet einigen 
Staub aufgewirbelt. Schafroth, Mitglied 
der Finanzkommission, hatte gemeinsam 
mit Weibel ein als vertraulich einge
stuftes Zahlendokument zu den mög
lichen Kosten der Sanierung aus einer 
Sitzung der Finanzkommission veröf
fentlicht. Dieses war zwar geschwärzt, 
aber die verborgenen Zahlen konnten 

leicht wieder sichtbar gemacht werden.
Der Tabubruch funktionierte jedoch nur 
bedingt. Die mediale und politische Auf
merksamkeit war dem Gegen komitee 
zwar sicher. Die Abstimmung vom 22. 
September 2013 ging allerdings trotz
dem verloren. Und das dicke Ende kam 
für die beiden Parlamenta rier erst noch: 
Eine Anzeige gegen unbekannt löste das 
nun eingestellte Strafverfahren aus.

Nicht wirklich neu oder geheim
Die Untersuchungen hätten nun er

geben, dass die regierungsrätlichen Be
rechnungen im Abstimmungskampf so
wie im Rahmen einer Stimmrechts
beschwerde ohnehin schon einem brei
ten Publikum präsentiert worden seien. 
Zudem würden sie einen nicht geheim
nisgeschützten Inhalt aufweisen. «Da
mit stellen sie keine Amtsgeheimnisse 

im materiellen Sinne dar», erklärt Ober
staatsanwältin Omlin. Kommt hinzu: 
Die Finanzkommission habe die Zahlen 
erst für vertraulich erklärt, nachdem 
Schafroth sie an Weibel übergeben hat
te. Deshalb sei auch formell kein Ge
heimnischarakter zum Zeitpunkt der 
Kundgabe gegeben gewesen. Den Betei
ligten sei ergo «kein strafrechtlich rele
vantes Verhalten vorzuwerfen».

Schafroth fühlt sich durch den Ent
scheid der Obwaldner Oberstaatsanwäl
tin in seinem Vorgehen vollumfänglich 
bestätigt: «Das ist ein wichtiger Ent
scheid im Sinne des Öffentlichkeitsprin
zips», sagt er. «Das bedeutet, dass man 
relevante Zahlen in einem Abstimmungs
kampf nennen darf und eine Kommission 
sie nicht einfach als vertraulich erklären 
kann.» Das sei eine gute Grundlage auch 
für künftige Sachabstimmungen.

Esther Omlin war für die Durchfüh
rung des Strafverfahrens angefragt wor
den, nachdem die hiesige Staatsanwalt
schaft in den Ausstand getreten war, um 
«eine mögliche Befangenheit des fall
führenden Staatsanwalts von vornher
ein  auszuschliessen».

Mit Omlins Entscheid gar nicht ein
verstanden ist UrsPeter Moos. Bereits 
gestern kündigte der BDPLandrat eine 
Motion mit der Forderung an, dass künf
tig an Kommissionen ausgehändigte Do
kumente von deren Mitgliedern stets als 
vertraulich zu behandeln sein sollen. 
Auf diese Weise solle dem Vertrauens
verhältnis zwischen Regierung und Ver
waltung sowie dem Landrat Rechnung 
getragen werden, erklärt Moos. Ausser
dem sollen offesichtlich bestehende 
Lücken betreffend Verletzung des Amts
geheimnisses geschlossen werden.

Weber hat noch keine Lösung
Vizepräsident leitet vorerst den Kantonsspital-Verwaltungsrat

Von Daniel Ballmer

Liestal. Regierungsrat Thomas Weber 
muss seine Ziele revidieren. Eigentlich 
hatte der Baselbieter Gesundheitsdirek
tor für das Kantonsspital Baselland 
(KSBL) einen nahtlosen Übergang an
gestrebt, wenn Dieter Völlmin am Frei
tag sein Amt als Verwaltungsratspräsi
dent niederlegen wird. Die Zeit habe für 
eine definitive Nachfolgeschaft aber 
schlicht nicht gereicht. «Ich war da im 
ersten Moment wohl etwas zu optimis
tisch», sagt Weber heute. 

Wie die BaZ bereits in ihrer gestri
gen Ausgabe prophezeit hatte, wird nun 
Vizepräsident Werner Zimmerli den 
Verwaltungsrat vorerst interimistisch 
führen. Bis Ende April will die Volks
wirtschafts und Gesundheits direktion 
(VGD) dann eine definitive Lösung vor
legen. «Wir geben uns für die systemati
sche Suche bewusst nochmals zwei Mo
nate Zeit», sagt Weber.

Bewerbungen aus ganzer Schweiz
Hintergrund der Personalrochade 

sind die anhaltenden Probleme am Kan
tonsspital. Seit der Verselbstständigung 
und der Fusion der drei Spitäler Bruder
holz, Liestal und Laufen kommt das 
KSBL nicht zur Ruhe. Innert kurzer Zeit 
haben fünf Chefärzte sowie weitere Ka
dermitarbeiter unzufrieden und über
fordert das Handtuch geworfen. Zuletzt 
David Hänggi, Chefarzt der Frauenkli
nik. Diese letzte Kündigung hat den Ver
waltungsrat, dem auch Gesundheitsdi
rektor Weber angehört, zum Handeln 
bewegt. SpitalCEO Heinz Schneider er
hielt vor zwei Wochen die Kündigung. 
Der 61Jährige wurde für den Schla
massel verantwortlich gemacht. Gleich
zeitig hatte Verwaltungsratspräsident 

Völlmin seinen Rücktritt per Ende Mo
nat angekündigt. Und auch Weber will 
das Gremium bis Ende April verlassen.

Bis dahin sollen nicht nur die beiden 
Vakanzen neu besetzt werden. Der Ver
waltungsrat wird gleichzeitig von sieben 
auf neun Sitze erweitert, wie dies im Spi
talgesetz als Obergrenze vorgesehen ist. 
Die VGD ist demnach auf der Suche nach 
gleich vier neuen Verwaltungsratsmit
gliedern. «Wir stossen auf ein riesiges 
Interesse und haben Bewerbungen aus 
der ganzen Schweiz», sagt Weber. «Inso
fern bin ich sehr zuversichtlich.»

Strategie wird überprüft
Ob zu den Favoriten auch Thomas 

Szucs und Pierre Brennwald gehören, 
will Weber nicht verraten. Die BaZ 
machte am Samstag die Namen der 
zwei Kandidaten publik, nachdem diese 
von mehreren Quellen bestätigt worden 
waren. Weber betont einzig, dass es 
darum gehe, den Verwaltungsrat auch 
fachlich zu stärken. Das Gremium solle 
möglichst ausgewogen und mit ver
schiedensten Kompetenzen ausgestat
tet sein. Gewählt werden sollen die Kan
didaten für die Zeit von Mai 2014 bis 
zum Abschluss der ordentlichen Amts
periode Ende 2015.

Eine der ersten Aufgaben des neu 
zusammengesetzten Verwaltungsrats 
wird die erforderliche Überprüfung und 
allfällige Anpassung der Unternehmens
strategie sein – abgestimmt auf die Eig
nerstrategie des Kantons. Für die Stra
tegieüberprüfung werde die VGD der 
Regierung einen Vorgehensplan aus 
Eignersicht vorlegen. Parallel dazu wür
den die Geschäftsleitung und der Ver
waltungsrat des Kantonsspitals eine 
Analyse vornehmen und allfällige An
träge an den Kanton stellen.

Regionale Gesundheitsversorgung 
soll völlig neu aufgegleist werden
Die beiden Basel planen eine gemeinsame Auslegeordnung

Von Daniel Ballmer

Liestal/Basel. «Natürlich hätte man 
eine solche Auslegeordnung schon lan
ge vornehmen sollen», räumt der Basel
bieter Gesundheitsdirektor Thomas 
Weber ein. Allerdings ist er selber erst 
seit letztem Sommer im Amt. «Ich habe 
aber rasch erkannt, dass in Sachen 
Wirtschaft und Gesundheit noch Po
tenzial für eine vertiefte Partnerschaft 
besteht.» Vielleicht sei dafür in der 
 Vergangenheit der Zeitdruck zu gross 
oder der Leidensdruck zu klein gewe
sen. Webers Basler Kollege Carlo Conti 
sieht das weniger eng und spricht von 
einem laufenden Prozess.

Nun aber zeichnet sich im Gesund
heitswesen der beiden Basel eine 
grundlegende Änderung zu mehr Zu
sammenarbeit ab: Die beiden Gesund
heitsdirektionen wollen eine gemeinsa
me Auslegeordnung zur Gesundheits
versorgung vornehmen, bei der grund
sätzlich offen diskutiert wird. Das 
schreiben die beiden Regierungen in ei
ner gestern veröffentlichten Mitteilung. 
«In einem ergebnisoffenen Prozess wol
len wir prüfen, wo echte Synergien 
möglich sind», sagt Weber. Es sei nicht 
die Idee, heutige Strukturen zu ze
mentieren. Im Gegenteil: Sämtliche 
Dogmen seien auf die Seite zu legen.

Ein aus der Auslegeordnung allen
falls entstehendes Projekt solle Synergi
en in der Bedarfsplanung und Gesund
heitsversorgung der beiden Basel auf
zeigen. Ziel sei, eine zukunftsgerichte

te, den Bedürfnissen der Bevölkerung 
entsprechende Gesundheitsversorgung 
anzubieten und vor allem auch langfris
tig erhalten zu können. «Im Zentrum 
steht dabei der Anspruch der Bevölke
rung an eine gute und qualitativ hoch
stehende sowie bezahlbare Gesund
heitsversorgung», hält Conti fest.

Auch «das Undenkbare denken»
«Wir wollen das Thema ohne Scheu

klappen angehen», betont Weber. «In 
einem ergebnisoffenen Prozess soll man 
auch das Undenkbare denken können.» 
Sprich: Es ist nicht von vorneherein aus
geschlossen, dass langfristig sogar be
stehende Spitäler umgenutzt werden 
könnten. Neben versorgungstech
nischen und ökonomischen Aspekten 
werde aber sicher auch die Politik eine 
Rolle spielen. Weber: «Letztlich wird es 
ein Geben und Nehmen sein müssen, 
aus dem beide Kantone einen Nutzen 
erzielen.» 

Die Region Nordwestschweiz und 
im Speziellen das Gebiet der Kantone 
Baselland und BaselStadt sei in der me
dizinischen Versorgung als Ganzes zu 
betrachten. Dies sei nötig, um lokal, re
gional und national in der Medizin und 
Spitzenmedizin konkurrenzfähig zu 
bleiben. Im Interesse des gemeinsamen 
Wirtschafts und Gesundheitsraums sei 
dies unabdingbar. «In diesem Raum 
verpufft Energie, wenn man sich intern 
bekämpft», sagt Weber. Die Region 
müsse vielmehr national und interna
tional wettbewerbsfähig bleiben.

Gerhard 
Schafroth.

Hanspeter 
Weibel.

Auf der Suche. Dieter Völlmin (r.) ist nur noch bis Freitag Kantonsspital-Verwaltungsratspräsident. Thomas Weber hat noch keinen definitiven Nachfolger für ihn gefunden.  Foto N. Pont


